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Kapitel 6 

Durchführung der besonderen Regelungen zur 
Teilhabe schwerbehinderter Menschen 

§ 102 
Aufgaben des Integrationsamtes  

(1) Das Integrationsamt hat folgende Aufgaben: 

1. die Erhebung und Verwendung der 
Ausgleichsabgabe,  

2. den Kündigungsschutz,  

3. die begleitende Hilfe im Arbeitsleben,  

4. die zeitweilige Entziehung der besonderen Hilfen für 
schwerbehinderte Menschen (§ 117). 

(2) Die begleitende Hilfe im Arbeitsleben wird in enger 
Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit und 
den übrigen Rehabilitationsträgern durchgeführt. Sie 
soll dahin wirken, dass die schwerbehinderten 
Menschen in ihrer sozialen Stellung nicht absinken, auf 
Arbeitsplätzen beschäftigt werden, auf denen sie ihre 
Fähigkeiten und Kenntnisse voll verwerten und 
weiterentwickeln können sowie durch Leistungen der 
Rehabilitationsträger und Maßnahmen der Arbeitgeber 
befähigt werden, sich am Arbeitsplatz und im 
Wettbewerb mit nichtbehinderten Menschen zu 
behaupten. Dabei gelten als Arbeitsplätze auch 
Stellen, auf denen Beschäftigte befristet oder als 
Teilzeitbeschäftigte in einem Umfang von mindestens 
15 Stunden wöchentlich beschäftigt werden. Die 
begleitende Hilfe im Arbeitsleben umfasst auch die 
nach den Umständen des Einzelfalles notwendige 
psychosoziale Betreuung schwerbehinderter 
Menschen. Das Integrationsamt kann bei der 
Durchführung der begleitenden Hilfen im Arbeitsleben 
Integrationsfachdienste einschließlich psychosozialer 
Dienste freier gemeinnütziger Einrichtungen und 
Organisationen beteiligen. Das Integrationsamt soll 
außerdem darauf Einfluss nehmen, dass 
Schwierigkeiten im Arbeitsleben verhindert oder 
beseitigt werden; es führt hierzu auch Schulungs- und 
Bildungsmaßnahmen für Vertrauenspersonen, 
Beauftragte der Arbeitgeber, Betriebs-, Personal-, 
Richter-, Staatsanwalts- und Präsidialräte durch. 

(3) Das Integrationsamt kann im Rahmen seiner 
Zuständigkeit für die begleitende Hilfe im Arbeitsleben 
aus den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln auch 
Geldleistungen erbringen, insbesondere  
 
1. an schwerbehinderte Menschen 

a) für technische Arbeitshilfen, 

b) zum Erreichen des Arbeitsplatzes, 

c) zur Gründung und Erhaltung einer selbständigen 
beruflichen Existenz, 

d) zur Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung 
einer behinderungsgerechten Wohnung, 

e) zur Teilnahme an Maßnahmen zur Erhaltung 
und Erweiterung beruflicher Kenntnisse und 
Fertigkeiten und 

f)    in besonderen Lebenslagen. 

    

 

 

 

 

 

 

2. an Arbeitgeber  

a) zur behinderungsgerechten Einrichtung von 
Arbeitsplätzen für schwerbehinderte Menschen 
und  
 

b) für außergewöhnliche Belastungen, die mit der 
Beschäftigung schwerbehinderter Menschen im 
Sinne des § 72 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a bis d 
oder des § 75 Abs. 2 verbunden sind, vor allem 
wenn ohne diese Leistungen das 
Beschäftigungsverhältnis gefährdet würde,  

3. an freie gemeinnützige Einrichtungen und 
Organisationen zu den Kosten in den Fällen des 
Absatzes 2 Satz 5 sowie an Träger von 
Integrationsunternehmen und an öffentliche 
Arbeitgeber im Sinne des § 71 Abs. 3, soweit sie 
Integrationsbetriebe und Integrationsabteilungen 
führen. 

Es kann ferner Leistungen zur Durchführung von 
Aufklärungs-, Schulungs- und Bildungsmaßnahmen erbrin-
gen.  

(4) Schwerbehinderte Menschen haben im Rahmen der 
Zuständigkeit des Integrationsamtes für die 
begleitende Hilfe im Arbeitsleben aus den ihm aus der 
Ausgleichsabgabe zur Verfügung stehenden Mitteln 
Anspruch auf Übernahme der Kosten einer 
notwendigen Arbeitsassistenz.  

(5) Verpflichtungen anderer werden durch Absätze 3 
und  4 nicht berührt. Leistungen der 
Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr.1 bis 5 dürfen, 
auch wenn auf sie ein Rechtsanspruch nicht besteht, 
nicht deshalb versagt werden, weil nach den 
besonderen Regelungen für schwerbehinderte 
Menschen entsprechende Leistungen vorgesehen 
sind; eine Aufstockung durch Leistungen des 
Integrationsamtes findet nicht statt.  

(6) § 14 gilt sinngemäß, wenn bei dem Integrationsamt 
eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben beantragt 
wird. Das gleiche gilt, wenn ein Antrag bei einem 
Rehabilitationsträger gestellt und der Antrag von 
diesem nach § 16 Abs. 2 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch an das Integrationsamt weitergeleitet 
worden ist. 
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Kapitel 11 

Integrationsprojekte 
§ 132 

Begriff und Personenkreis 
   (1) Integrationsprojekte sind rechtlich und wirtschaftlich 

selbständige Unternehmen (Integrations-
unternehmen) oder unternehmensinterne oder von 
öffentlichen Arbeitgebern im Sinne des § 71 Abs. 3 
geführte Betriebe (Integrationsbetriebe) oder 
Abteilungen (Integrationsabteilungen) zur 
Beschäftigung schwerbehinderter Menschen auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt, deren Teilhabe an einer 
sonstigen Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt auf Grund von Art oder Schwere der 
Behinderung oder wegen sonstiger Umstände 
voraussichtlich trotz Ausschöpfens aller Förder-
möglichkeiten und des Einsatzes von Integrations-
fachdiensten auf besondere Schwierigkeiten stößt. 

   (2) Schwerbehinderte Menschen nach Absatz 1 sind 
insbesondere  

1. schwerbehinderte Menschen mit geistiger oder 
seelischer Behinderung oder mit einer schweren 
Körper-, Sinnes- oder Mehrfachbehinderung, die sich 
im Arbeitsleben besonders nachteilig auswirkt und 
allein oder zusammen mit weiteren 
vermittlungshemmenden Umständen die Teilhabe am 
allgemeinen Arbeitsmarkt außerhalb eines 
Integrationsprojekts erschwert oder verhindert, 

2. schwerbehinderte Menschen, die nach zielgerichteter 
Vorbereitung in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen oder in einer psychiatrischen Einrichtung 
für den Übergang in einen Betrieb oder eine 
Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in 
Betracht kommen und auf diesen Übergang 
vorbereitet werden sollen sowie 

3. schwerbehinderte Menschen nach Beendigung einer 
schulischen Bildung, die nur dann Aussicht auf eine 
Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
haben, wenn sie zuvor in einem Integrationsprojekt 
an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
teilnehmen und dort beschäftigt und weiter-qualifiziert 
werden. 

  (3) Integrationsunternehmen beschäftigen mindestens 
25  Prozent schwerbehinderte Menschen im Sinne 
von Absatz 1. Der Anteil der schwerbehinderten 
Menschen soll in der Regel 50 Prozent nicht 
übersteigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

§ 133 
Aufgaben 

Die Integrationsprojekte bieten den schwerbehinderten 
Menschen Beschäftigung und arbeitsbegleitende 
Betreuung an, soweit erforderlich auch Maßnahmen der 
beruflichen Weiterbildung oder Gelegenheit zur Teilnahme 
an entsprechenden außerbetrieblichen Maßnahmen und 
Unterstützung bei der Vermittlung in eine sonstige 
Beschäftigung in einem Betrieb oder einer Dienststelle auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt sowie geeignete 
Maßnahmen zur Vorbereitung auf eine Beschäftigung in 
einem Integrationsprojekt. 

§ 134 
Finanzielle Leistungen 

Integrationsprojekte können aus Mitteln der 
Ausgleichsabgabe Leistungen für Aufbau, Erweiterung, 
Modernisierung und Ausstattung einschließlich einer 
betriebswirtschaftlichen Beratung und für besonderen 
Aufwand erhalten. 

§ 135 
Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates das Nähere über den Begriff und die 
Aufgaben der Integrationsprojekte, die für sie geltenden 
fachlichen Anforderungen, die Aufnahmevoraussetzungen 
und die finanziellen Leistungen zu regeln. 
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